
Festsetzungen gem. § 9 BauGB in Verbindung
mit § 8 BNatSchG

Im gesamten Bebauungsplanbereich sind als Minderungs-, Ausgleichs-
und Ersatzmaßnahmen gem. § 8 (1) Satz 2 Bundesnaturschutzgesetz
folgende Maßnahmen durchzuführen:

11. Für Neuanpflanzungen sind nur standortgerechte Bäume und
Sträucher zu verwenden, z. B. Stieleiche, Sandbirke, Vogelbeere,
Faulbaum, Hasel, Hainbuche, Schwarzer Holunder, Hundsrose,
Salweide, Stechpalme und untergeordnet Rotbuche. Die als
Überhälter zu entwickelnden Bäume 1. Ordnung sollten einen
Stammumfang von 18 - 20 cm besitzen. Für Solitärgehölze im
Bereich der Straßenräume und Stellplätze sind zu verwenden:
Acer platanoides "Cleveland" (Spitzahorn), Acer platanoides
"Autumn Blaze" (Spitzahorn), Carpinus betulus (Hainbuche),
Quercus robur "Fastigiata" (Säuleneiche), Tilia cordata "Erecta"
(Winterlinde) und Tilia cordata "Rancho" (Winterlinde).

12. Die nicht überbaubaren Grünflächen sind im Zusammenhang mit
den Regenwassermulden naturnah zu gestalten und zu erhalten.
Flächenhafte Versiegelungen sind unzulässig, und für Wege,
Terrassen etc. sind offenporige Materialien zu verwenden. Es ist
mindestens ein Hochstamm der o. g. Arten oder ein Obstbaum mit
einem Stammumfang von 18 - 20 cm zu pflanzen. Bei an
öffentliche Grünflächen angrenzenden Grundstücken ist eine
Hecke, ansonsten ein Gehölzstreifen aus heimischen Strauch- und
Baumarten mit einer Mindestgröße von 25 m² anzulegen.
Garagendächer oder Dächer von Nebengebäuden ab 15 m²
Grundfläche sind dauerhaft zu begrünen. Die Standorte für die
Neuanpflanzungen sind im Baugenehmigungsverfahren bzw.
Freistellungsverfahren nachzuweisen.

13. Im Bereich der allgemeinen Wohnbebauung sind auf den
Grundstücken oder deren Grenzbereiche (Gemeinschaftsanlagen)
Mulden/Gräben, ggf. in Verbindung mit Rigolen, für das Auffangen
und Versickern von Regenwasser anzulegen.

14. Im Bereich der öffentlichen Grünfläche ist eine Abfolge der
Landschaftselemente durch Pflanzung randlicher Gehölzbiotope
mit vorgelagerten Staudensäumen und Einzelbäumen bzw.
Baumgruppen zu schaffen. Im nordöstlichen Teil der öffentlichen
Grünanlage sind kleinräumig wechselnde Standortfaktoren durch
Bodenmodellierungen und die Anlage einer größeren
Versickerungsmulde herzustellen.

15. Der erhaltenswerte und gekennzeichnete Baumbestand ist
während der Bauphase durch geeignete Maßnahmen zu schützen
und dauerhaft zu erhalten. Natürliche Ausfälle sind durch
Neuanpflanzungen artgleicher Gehölze zu ersetzen.

Hinweise:

1. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche
Bodenfunde, aber auch Veränderungen und Verfärbungen in der
natürlichen Bodenbeschaffenheit) entdeckt werden. Erste Erd-
bewegungen sind 2 Wochen zuvor dem Amt für Bodendenkmalpfle-
ge, Münster,schriftlichanzuzeigen.

2. Je neu geschaffene Wohneinheit sollten 1,5 Stellplätze/Garagen
im Baugenehmigungsverfahren/Freistellungsverfahren auf dem
Baugrundstück oder in der näheren Umgebung nachgewiesen
werden.

BAUGESTALTERISCHE FESTSETZUNGEN
GEM. § 86 BauO NW FÜR DEN IM
BEBAUUNGSPLAN GEKENNZEICHNETEN
BEREICH:

Grundsatz:

Für alle nachstehend genannten Regelungsbestandteile gilt, dass anein-
ander gebaute Baukörper (z. B. Doppelhäuser, Reihenhäuser, Garagen,
etc.) mit identischen Materialien desselben Fabrikates und in gleicher
Bauart und Detailgestaltung auszuführen sind.

A. Baukörperform (Angaben zum Hauptbaukörper)

1. Dachform: Zulässig sind Satteldächer ohne Abwalmun-
gen.

2. Dachneigung: Die zulässige Dachneigung beträgt 42 bis
48°.

3. Gebäudetiefe: Zulässig ist eine maximale Gebäudetiefe (von
Traufwand zu Traufwand) von 10 m (Gebäu-
deaußenmaß).

4. Traufhöhe: Die zulässige Traufhöhe wird auf 2,80 m bis
4,00 m festgesetzt.

Empfehlung:

Die angestrebte Baukörperform ist das klar ablesbare Rechteck.
Das Proportionsverhältnis von Länge zu Tiefe des Einzelbaukör-
pers sollte mindestens 4 : 3 betragen.

B. Fassadengestaltung (Angaben zum Hauptbau-
körper)

1. Außenwandmaterial/-farbe:

Als Hauptwandbekleidungsmaterialien zulässig sind:

• rotes Verblendsteinmauerwerk (Tonziegel, Kohlebrand, Glatt-
strich, nicht glasiert, rot bis rot-braun-bunt, mittelgrau verfugt,
NF-, RF- oder DF-Format)

• graues Verblendsteinmauerwerk, dunkel verfugt
• modernes Holzständerwerk und Stahl-Glas-Fassaden

Für untergeordnete Flächen und Bauteile zulässig sind:

• Holzverschalung (Lärche, Pappel oder Eiche, unbehandelt, kei-
ne Farbanstriche!)

• Sandstein, nicht poliert (für Sockel, Sohlbänke, Tür- und Fen-
stergewände)

• Sandsteinfarbige Putzflächen
• Fassadenbegrünung mit Rank- und Kletterhilfen

E. Freiflächen:

1. Generalklausel:

Die Gestaltung der privaten Freiflächen ("Vorgartenzone",
Zufahrten, Eingänge, Möblierung, Beleuchtung etc.) auf der
straßen- und platzraumzugewandten Seite der Grundstücke ist
nach den Maßgaben eines übergeordneten
Hofraumgestaltungsplanes vorzunehmen. Für die Flächen, die
außerhalb des vorgenannten Planes liegen, gelten die
nachfolgenden Regelungen.

2. Einfriedungen:

Folgende Materialien sind zur Einfriedung der privaten
Grundstücke zulässig:

• Bruchsteinmauern auf hiesigem Sandstein
• Ziegelmauerwerk mit fassadenidentischem Steinmaterial
• Geputzte Mauern
• Hecken aus heimischen, bodenständigen Laubgehölzen (s.

Pflanzliste)

3. Bepflanzung:

Grundsätzlich sind zur Bepflanzung der unversiegelten Flächen
heimische, bodenständige Gehölze (s. Pflanzliste) zu verwenden.
Die Pflanzung von Koniferen ist unzulässig. Zulässig sind jedoch
ferner: Ilex, Taxus, Douglasie, Waldkiefer.

F. Ausnahmen:

Von den vorgenannten Regelungen kann abgewichen werden,
wenn die mit der Absicht dieser Gestaltungssatzung verbundenen
Ziele auf andere Weise adäquat erreicht werden können. Für den
Ausnahmefall ist das Einverständnis der Stadt einzuholen. Die
Stadt kann zur Beurteilung im Einvernehmen mit dem Eigentümer
unabhängige Berater hinzuziehen.

G. Benehmensherstellung:

Zur Umsetzung und Qualitätssicherung der mit dieser Satzung
verbundenen Gestaltungsabsichten setzt die Stadt Rheine das
Westfälische Amt für Landes- und Baupflege beim
Landschaftsverband Westfalen-Lippe für die begleitende Beratung
aller im Satzungsbereich eingereichten Vorhaben ein. Im
Freistellungsverfahren ist mit dem vorgenannten Amt das
Benehmen herzustellen.

2. Fenster- und Türmaterial/-farbe:

Fenster und Türen sind in Holz oder Metall (Aluminium, Stahl,
einbrennlackiert) auszuführen. Die Fenster sind in weiß
(Lackierung oder Lasierung) oder Holz, naturfarben, lasiert oder in
dunklem Farbanstrich (grau, anthrazit, dunkelgrün) auszuführen.
Die Haustür soll einen nicht weißen Farbanstrich erhalten oder in
Holz, naturfarben, lasiert ausgeführt werden.

3. Öffnungsproportionen:

Alle Fensteröffnungsformate sind grundsätzlich hochrechteckig
auszuführen (Mindestverhältnis Höhe zu Breite 3 : 2). Ab einer
Öffnungsbreite von 90 cm Rohbaumaß ist eine senkrechte
Fensterteilung erforderlich. Scheinsprossen (im Glas liegende
Sprossen) sind unzulässig.

4. Balkone/Loggien:

Balkone und Loggien sind im Einzelfall und nur auf der straßen-
und platzraumabgewandten Seite des Gebäudes zulässig, wenn
sie das Orts- und Landschaftsbild nicht störend beeinflussen. In
das Dach eingeschnittene Loggien, Balkone und Terrassen sind
unzulässig.

5. Rollladen/Markisen:

Rollladenkästen sind in die Fassade zu integrieren. Markisen sind
nur auf der straßen- und platzraumabgewandten Seite des
Gebäudes zulässig.

6. Vordächer/Überdachungen:

Dem Straßen- und Platzraum zugewandte Vordächer und
Überdachungen sind in ihrer Bauart, Material- und Farbgebung auf
die einheitliche Gestaltung des öffentlich wirksamen Raumes
abzustimmen.

C. Dachgestaltung (Angaben zum Hauptbaukör-
per)

1. Dachfarbe/-material:

Die Dachflächen sind mit roter bis rotbrauner
Hohlpfannendeckung zu versehen. Betondachsteine sind zulässig,
es wird jedoch die Verwendung von Tonziegeln empfohlen.

2. Dachaufbauten:

Dachaufbauten sind als traufdurchstoßende Giebelhäuschen mit
Flachdachabdeckung oder leichtem Segmentbogen bis zu einer
Länge von einem Drittel der Länge der Gebäudetraufseite
zulässig. Als seitliches Bekleidungsmaterial zulässig sind
Holzverschalungen (Lärche, Pappel oder Eiche, unbehandelt,
keine Farbanstriche!) oder Zinkblechbekleidungen sowie Stahl-
Glas-Konstruktionen. Ganz in Zinkblech verkleidete Gauben sind
ebenfalls zulässig.

3. Dachflächenfenster sind nur auf der straßen- und
platzraumabgewandten Seite des Gebäudes zulässig.

4. Trauf-/Ortgangausbildung:

Trauf- und Ortgangdetails sind knapp auszubilden. Der
Dachüberstand darf für den Ortgang maximal 15 cm, für die
Traufe maximal 30 cm betragen. Schildgiebel sind zulässig.

5. Schornsteinausbildung:

Dachhautdurchstoßende Schornsteine sind in fassadengleichem
Vormauerstein zu verblenden. Edelstahlkamine sind ebenfalls
zulässig.

6. Solaranlagen:

Anlagen zur Nutzung von Sonnenenergie sind zulässig. Sie sind
gestalterisch in die Dachfläche zu integrieren und müssen
flächenhaft in die Ebene der Dachhaut eingelassen werden. Auf
die Dachhaut aufgesetzte Einzelkollektoren und -anlagen sind
unzulässig.

7. Satellitenempfangsanlagen:

Empfehlung: Satellitenempfangsanlagen sollten nicht als
Einzelanlagen ausgeführt werden. Die Einzelhaushalte können an
eine Gemeinschaftsempfangsanlage angeschlossen werden, die
an zentraler Stelle angeboten werden soll.

D. Nebengebäude (Anbauten, Garagen, Carports):

1. Dach:

Nebengebäude sind mit geneigten Dächern von mindestens 15°
Neigung auszuführen. Flachdächer sind unzulässig.

2. Fertiggaragen:

Betonflachdachfertiggaragen sind unzulässig. Nach Gestaltungs-
abstimmung mit der Stadt Rheine können Sektionaltore im Einzel-
fall zugelassen werden.

3. Material:

Hier gelten die unter B 1 getroffenen Regelungen.

TEXTLICHE FESTSETZUNGEN
Festsetzungen gem. § 9 BauGB bzw. nach BauNVO

1. Die in § 4 Abs. 3 BauNVO aufgeführten, ausnahmsweise im all-
gemeinen Wohngebiet zulässigen Nutzungen sind gem. § 1 Abs. 6
Nr. 1 BauNVO ausgeschlossen.

2. Zu- und Abfahrten zur L 578 sind generell unzulässig; hiervon
ausgenommen ist die vorhandene Zufahrt des Grundstückes Neue
Stiege 1.

3. Anlagen der Außenwerbung, die den Verkehrsteilnehmer auf der
L 578 ansprechen sollen, sind nicht zulässig.

4. Gem. § 9 (1) Nr. 24 müssen bei Gebäuden die im Plan angegebe-
nen passiven Schallschutzmaßnahmen durchgeführt werden. Die
Schallschutzmaßnahmen beziehen sich auf die nördliche, westli-
che und östliche Gebäudeseite, in denen zum nicht nur vorüber-
gehenden Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen
Schallschutzfenster (-türen) der angegebenen Schallschutzklasse
nach VDI 2719 eingebaut werden müssen.

Festsetzungen gem. § 9 (4) BauGB in Verbindung mit
§ 86 BauO NW

5. Die Traufhöhe und die Firsthöhe dürfen bei neu zu errichtenden
Gebäuden die im Plan festgesetzten Höhen, gemessen Oberkante
angrenzende bzw. zugehörige Verkehrsfläche, nicht unter- bzw.
überschreiten.

6. Je neu geschaffene Wohneinheit sind 1,5 Stellplätze/Garagen im
Baugenehmigungsverfahren/Freistellungsverfahren auf dem Bau-
grundstück oder in der näheren Umgebung nachzuweisen.

7. Garagen und Carports mit ihren Zufahrten sind außerhalb der
überbaubaren Flächen zulässig.

8. Bei Realisierung von Gemeinschaftsanlagen, wie z. B. Gemein-
schaftsstellplätze, Garagen, Spielplätze etc., im Sinne des § 21 a
(2) BauNVO ist der Nachbarschutz zu gewährleisten.

9. Das auf den Wohnbaugrundstücken anfallende unbelastete Nie-
derschlagswasser der Dachflächen und sonstiger befestigter Flä-
chen (Garagenvorplatz, Gehweg etc.) ist auf dem Grundstück zu
versickern. Diese Versickerung ist im Baugenehmigungsverfahren
bzw. im Freistellungsverfahren nachzuweisen.

10. Die im Bebauungsplanentwurf festgesetzte GRZ gem. § 19 BauN-
VO ist einzuhalten; bei Realisierung von Gemeinschaftsanlagen,
wie z. B. Gemeinschaftsstellplätzen, Garagen, Spielplätzen etc.,
im Sinne des § 21 a (2) BauNVO können diese an außerhalb des
Baugrundstückes gelegenen Flächen der Fläche des Baugrund-
stückes hinzugerechnet werden.
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